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Aus dem Plenum und den Ausschüssen

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

Sehr geehrte Leserinnen, 
sehr geehrte Leser,

vor Beginn der parlamenta-
rischen Sommerpause des Thü-
ringer Landtags erstreckte sich 
das letzte Plenum diesmal über 
drei Tage. Die Abgeordneten hat-
ten also eine besonders lange Li-
ste an Tagesordnungspunkten 
abzuarbeiten. Die vor Ihnen lie-
gende Ausgabe des Landtagsku-
riers berichtet von wichtigen Ge-
setzen, die verabschiedet wur-
den. Es handelt sich dabei zum 
einen um das Thüringer Ge-
setz zur Änderung sicherheits- 
und verfassungsschutzrechtli-
cher Vorschriften, das im Ple-
num eine kontroverse Debatte 
auslöste, zum anderen um das 
Thüringer Bibliotheksgesetz, das 
bundesweit erste Gesetz dieser 
Art. Auch über den diesjährigen 
Tag der offenen Tür und eine be-
merkenswerte literarisch-musi-
kalische Veranstaltung wird be-
richtet. Ich wünsche Ihnen eine 
anregende Lektüre und einen 
sonnigen Sommer!

Ihre 
Prof. Dr. Dagmar Schipanski
Landtagspräsidentin

Sicherheitsrecht neu geregelt
In seiner Plenarsitzung am 3. 
Juli 2008 beschloss der Land-
tag in zweiter Beratung das 
Thüringer Gesetz zur Ände-
rung sicherheits- und verfas-
sungsrechtlicher Vorschriften, 
das auf einen Gesetzentwurf 
der Landesregierung zurück-
geht. Notwendig geworden 
war die Neuregelung durch 
seit 1999 getroffene Entschei-
dungen des Bundesverfas-
sungsgerichts und der Landes-
verfassungsgerichte. Ein No-
vum im neuen Gesetz stellt der 
Umgang mit Gewalttätern in 
Familie und Partnerschaft dar. 
Auch die automatische Auto-
kennzeichenerfassung sowie 

die Voraussetzungen zur Tele-
fon- und Wohnraumüberwa-
chung wurden neu geregelt. 
Ein Gesetzentwurf der SPD 
zur Sicherung verfassungsmä-
ßiger Regelungen im Polizei- 
und Sicherheitsrecht fand kei-
ne Mehrheit.
Roland Hahnemann (DIE LIN-
KE) übte grundlegende Kritik 
am Gesetzentwurf der Landes-
regierung und beklagte deut-
liche Eingriffe in die Grund-
rechte. Es müsse Räume ge-
ben, in denen sich die Bür-
ger vollkommen unbeobach-
tet fühlen könnten. Auch Uwe 
Höhn (SPD) kritisierte den Ent-
wurf  und vermisste insbeson-

Thüringer Bibliotheksrechtsgesetz beschlossen

Das bundesweit erste Biblio-
theksgesetz hat der Thüringer 
Landtag in seiner Plenarsit-
zung am 4. Juli 2008 beschlos-
sen. In der vorangegangenen 
Aussprache wurde das Gesetz 
unterschiedlich bewertet. Dr. 
Birgit Klaubert (DIE LINKE) kri-
tisierte, dass die Finanzierung 
der von Gemeinden und Land-
kreisen unterhaltenen Biblio-
theken lediglich als freiwillige 

Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit Ausschuss für Naturschutz 
und Umwelt

In seiner Sitzung am 20. Juni 
2008 befasste sich der Aus-
schuss für Naturschutz und 
Umwelt unter anderem mit 
der Einleitung von Kalilauge in 
die Werra. Der Antrag der Frak-
tion DIE LINKE, ein unabhän-
giges Gutachten zur Wirkung 
der Kaliabwässer auf den Le-
bensraum Werra einzuholen, 
wurde abgelehnt. „Die Mehr-
heit des Ausschusses teilte die 
Meinung der Landesregierung, 
das Gutachten der Eco-Ring 
berücksichtige die relevanten 
Aspekte ausreichend“, so Aus-
schussvorsitzender Tilo Kum-
mer (DIE LINKE). Ein Entschlie-
ßungsantrag der SPD-Fraktion 
zur Beendigung der Einleitung 

Eine mündliche Anhörung zum 
Regierungsentwurf des Thü-
ringer Gaststättengesetzes 
führte der Ausschuss für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit 
am 20. Juni 2008 durch. „Ne-
ben dem Gemeinde- und Städ-
tebund und dem Landkreistag 
haben sich insbesondere die 
Arbeitsgemeinschaft der In-
dustrie- und Handelskammern 
und der Hotel- und Gaststät-
tenverband Thüringens an der 
Anhörung beteiligt“, berichte-
te Ausschussvorsitzender Dr. 
Michael Krapp (CDU). 
Nachdem die Zuständigkeit 
mit der Föderalismusreform 
auf die Länder übergegangen 
war, hatte die Thüringer Lan-
desregierung vorgeschlagen, 

von Kaliabwässern aus dem 
hessischen Neuhof in die Wer-
ra wurde mit Änderungen ein-
stimmig angenommen. 
Der Ausschuss befasste sich 
zudem mit der radioaktiven 
Belastung von Schwarzwild 
im Landkreis Gotha und im 
Ilm-Kreis. Die Landesregie-
rung legte dar, dass die lokal 
begrenzte  Anreicherung von 
Caesium im Waldboden eine 
Spätfolge der Reaktorkatastro-
phe von Tschernobyl im April 
1986 sei.

Leistung der Kommunen fest-
geschrieben worden sei, was 
den Effekt des Gesetzes in Fra-
ge stelle. Der SPD-Abgeord-
nete Hans-Jürgen Döring ver-
misste im Gesetzentwurf der 
CDU die Nutzerorientierung. 
Ein Bibliotheksgesetz müsse 
den Qualitätsstandards einer 
Bildungseinrichtung entspre-
chen. Jörg Schwäblein (CDU) 
entgegnete, dass die Kommu-

nen den jeweiligen Bedarf an 
Bibliotheken vor Ort am be-
sten einschätzen und unter-
stützen könnten. Vor der mehr-
heitlichen Verabschiedung des 
Gesetzentwurfs der CDU-Frak-
tion betonte Kultusminister 
Bern ward Müller, dass das 
Haupt ziel, den freien Zugang 
zu Bibliotheken rechtlich zu si-
chern, mit dem Gesetzentwurf 
klar gelungen sei.

dere eine Normenklarheit, die 
Polizei und betroffene Bürger 
befähige, ihr Verhalten am Ge-
setz auszurichten Dem hielt 
Wolfgang Fiedler (CDU) ent-
gegen, dass alle Vorgaben der 
Verfassungsgerichte berück-
sichtigt worden seien. Die Si-
cherheitsgesetze hätten Mo-
dellcharakter. Durch die vorge-
sehenen Änderungen werde 
Thüringen mit innerer Sicher-
heit belohnt. Innenminister 
Manfred Scherer unterstrich, 
dass das vorliegende Gesetz 
eine Grundrechtsstärkung be-
deute, da die Befugnisse der 
Polizei einschränkend formu-
liert seien.

im Interesse einer Entbürokra-
tisierung das bisherige Geneh-
migungsverfahren für gastro-
nomische Einrichtungen in ein 
Anzeigeverfahren umzuwan-
deln. Während dieser Vorschlag 
von den Vertretern der Wirt-
schaft grundsätzlich begrüßt 
wurde, meldeten die Vertreter 
der kommunalen Spitzenver-
bände Bedenken gegen diese 
beabsichtigte Systemumstel-
lung an. Der Ausschuss wird – 
auch unter Einbeziehung wei-
terer schriftlich vorliegender 
Stellungnahmen – die vorge-
brachten Argumente gegen-
einander abwägen und zu ge-
gebener Zeit dem Plenum 
des Landtags einen entspre-
chenden Vorschlag vorlegen.
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Veranstaltungen

Auch in diesem Jahr fand wieder 
der traditionelle Tag der offenen 
Tür des Thüringer Landtags statt. 
Am 14. Juni 2008 informierten 
sich rund 12.000 Besucher über 
die Arbeit des Parlaments und 
über die Landespolitik. Besonderes 
Interesse weckten der Plenarsaal 
und das Büro der Landtagspräsi-
dentin Prof. Dr. Dagmar Schipan-
ski. Auch die rund 150 Info-Stän-
de von Städten und Landkreisen, 
Verbänden, Vereinen und Insti-
tutionen aus Politik, Gesellschaft, 
Wissenschaft, Wirtschaft und Kul-
tur waren gut besucht. In ihrer Er-
öffnungsrede unterstrich Schi-
panski ihr Anliegen, vor allem Ju-
gendliche für Politik zu interes-
sieren. Und so stand der diesjäh-
rige Tag der offenen Tür ganz im 
Zeichen der Jugend. Die Landes-
medienanstalt ließ den Tag erst-
malig durch die „Pixel-Kids“, me-
dienpädagogisch geschulte Kin-
der, dokumentieren. Bereits am 
Nachmittag konnte allen Gä-
sten ein zehnminütiger Film prä-
sentiert werden, in dem Vertre-
ter verschiedenster Institutionen 
den trickreichen Fragen der klei-
nen Fernsehmacher zur Politik 

„Thüringen im Gepäck“: 
Ein literarisch-musikalischer Abend im Landtag
Am Mittwoch, dem 18. Mai  2008 
eröffnete die Vizepräsidentin des 
Thüringer Landtags Birgit Pelke 
die Ausstellung „Thüringen im 
Gepäck“ im Rahmen eines litera-
risch-musikalischen Abends. Drei 
Thüringer Künstler, die seit mehr 
als zwanzig  Jahren in Ber   lin  le-

ben, präsentier ten Auszü  ge ihres 
Schaf   fens. Trotz unterschiedlicher 
Genres haben alle drei eines ge-
meinsam: die bleibende Ver-
bundenheit mit Thüringen und 
die künstlerische Auseinander-
setzung mit der Metropole Ber-
lin in ihrer Spannung zu den ei-

genen Wurzeln. Ausgangspunkt 
der künstlerischen Kooperati-
on war der Wunsch, den Zusam-
menhalt der Thüringer in Ber-
lin zu dokumentieren und wei-
ter zu fördern. Die Malerin Inge 
H. Schmidt zeigte elf großforma-
tige Bilder aus ihrem Werk. Der 

Liedermacher und Autor Stephan 
Krawczyk präsentierte Thüringer 
Texte, einige seiner neuen Lieder 
und auch das eine oder andere 
Stück in Mundart. Der Autor Jür-
gen Hultenreich las Auszüge aus 
seinem 2005 erschienenen Buch 
„Westausgang – 64 Stories“. 

Tag der offenen Tür im Thüringer Landtag
standhielten. Einen Höhepunkt 
des Tages bildete der Redewett-
bewerb „Jugend im Parlament“, 
der unter Anwesenheit vieler 
Landtagsabgeordneter im Ple-
narsaal stattfand. Reformbedarf 
im Schulwesen, Demokratie als 
Lebensinhalt oder die Aufklärung 
über Symbole der rechtsextremen 

Prof. Dr. Dagmar Schipanski mit den 
Siegern des Redewettbewerbs

Szene waren Themen, die von den 
Schülern überzeugend präsentiert 
wurden. Am Nachmittag sorgte 
das Fußballturnier „Soccer Tour & 
Girlskick“ im Beethovenpark für 
viel „Spaß ohne Gewalt“ bei rund 
120 Jungen und Mädchen. Veran-
stalter und Aussteller zeigten sich 
sehr erfreut über die rege Teilnah-
me und das große Interesse, das 
die Bürger dem Tag der offenen 
Tür entgegen brachten. 

Der 18. März soll Tag der Parla-
mentarischen Demokratie wer-
den. Das hat der Thüringer 
Landtag mit den Stimmen der 
CDU-Fraktion beschlossen. Die 
Landesregierung soll im Bun-
desrat eine entsprechende Ini-
tiative  ergreifen. 
„Wir sind mit den CDU-Frak-
tionsvorsitzenden aller deut-
scher Länder der Meinung, dass 
an dieses Datum in Deutsch-
land erinnert werden sollte. 
Denn die parlamentarische De-
mokratie ist nicht selbstver-
ständlich. Sie ist gegen vielfäl-
tige Widerstände und gegen 
katastrophale Rückschläge er-
rungen worden – und sie wird 
von Extremisten auf beiden Sei-
ten des politischen Spektrums 
immer wieder in Frage ge-
stellt. Auch heute“, erklärte der 
CDU-Frak  tions vorsitzende Mike              
Moh ring.  
„Die gut 150 Jahre zwischen 
1848 und 1990 beschreiben ei-
nen schwierigen Weg unserer 
Geschichte. Ein Weg, der uns 
Anschauungsmaterial in Fülle 
dafür bietet, dass Menschen-

CDU plädiert für den 18. März als Tag der Parlamentarischen Demokratie
würde, Freiheit, Rechtsstaat, 
eine funktionierende demokra-
tische Staats- und Verfassungs-
ordnung immer wieder in Frage 

gestellt und mit Füßen getreten 
worden sind“, so Mohring. Aber 
nicht alleine die extreme Rech-
te und die Nationalsozialisten 
stellten die Weimarer Repu-
blik in Frage, sondern auch die 
extreme Linke. Sie orien tierte 
sich an der Sowjetunion und 
hatte mit Demokratie oder gar        
parlamentarischer Demokratie 

nichts am Hut. Die se politische 
Richtung erhielt schließlich 
nach 1945 die Gelegenheit, ihre 
Visionen in einem Teil Deutsch-

lands zu verwirklichen. Am Bei-
spiel des Thüringer Landtags 
von 1946 bis 1950 kann man gut 
verfolgen, wie wenig die SED 
geneigt war, sich auf demokra-
tische Experimente einzulas-
sen. Eine unabhängige Justiz, 
insbesondere die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit und die Gewal-
tenteilung waren ihr ein beson-

derer Dorn im Auge. Das hier 
unter dem Deckmantel des An-
tifaschismus eine neue weltan-
schauliche Erziehungsdiktatur 
errichtet werden sollte, war fast 
von Anfang an klar. Moh ring er-
innerte an einen Satz Ulbrichts, 
der gesagt hatte,: „Es muss de-
mokratisch aussehen, aber wir 
müssen alles in der Hand ha-
ben.“ „Mit all dem war im Herbst 
1989 Schluss, und mit dem 18. 
März 1990 kehrte die DDR auf 
den europäischen Weg demo-
kratischer Verfassungsstaatlich-
keit zurück. Seither hat die De-
mokratie in Thüringen feste 
Wurzeln geschlagen, wie wir in 
den Thüringen-Monitoren der 
letzten Jahre nachlesen können. 
Sie ist als Staatsidee und Verfas-
sungsordnung in sehr hohem 
und in der Praxis in einem rea-
listischen, aber verbesserungs-
fähigen Maß akzeptiert“, erklär-
te  Mohring abschließend.
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Beeindruckt    zeigte   sich      
Bundesverkehrsmi nister 
Wolfgang Tie fensee bei 
einem Besuch der Fir-
ma ersol Solar Energy in 
Erfurt im Juni. Gemein-
sam mit Fraktionsvor-
sitzendem Christoph 
Matschie (links), Um-
welt  politi kerin Dag mar 
Becker  (Mitte) und Wirt-
schaftspolitiker Dr. Hart-
mut Schubert (alle SPD-Frak-
tion) besichtigte Tiefensee 
das neue Werk, in dem so ge-
nannte Dünnschichtmodule her-

„Finanzpolitisches Harakiri“ 
wirft SPD-Finanzpolitiker Dr. 
Werner Pidde dem CDU-Frak-
tionsvorsitzendem Mike Moh-
ring vor. Dessen fortwährende 
Forderung nach einer Abschaf-
fung von Erbschaftssteuer und 
Ökosteuer sei in höchstem 
Maße unseriös, so Pidde. 
„Mit seinem Aufstieg zum Frak-
tionsvorsitzenden hat Mo h -
 ring offenbar sein gesamtes 
finanzpolitisches Wissen ad 

SPD-Fraktion lehnt Abschaffung der Erbschaftssteuer ab
acta gelegt“, sagt Pidde. Pid-
de verweist auf eine von ihm 
auf den Weg gebrachte par-
lamentarische Anfrage, de-
ren Antwort nun vorliegt. Da-
nach ginge dem Freistaat Thü-
ringen im Falle einer Abschaf-
fung der Erbschaftssteuer weit 
mehr verloren als die von Moh-
ring immer wieder ins Feld ge-
führten 10 Millionen Euro aus 
dem Thüringer Erbschaftssteu-
er-Aufkommen. Weitere 100 

Millionen Euro kämen näm-
lich durch Verluste hinzu, die 
im Rahmen des Länderfinanz-
ausgleichs anfallen würden, 
so Pidde. Deshalb, so Pidde mit 
Verweis auf Ausführungen 
von Thüringens Finanzmini-
sterin, müsse die Forderung 
nach einer Abschaffung der 
Erbschaftssteuer auch und 
vor allem unter streng fiska-
lischen Gesichtspunkten be-
wertet wer den.

Bundesverkehrsminister Tiefensee besucht Erfolgsfirma ersol

Die „völlig verfehlte Personal-
politik“ des Thüringer Kultusmi-
nisters hat Michaele Reimann, 
Bildungspolitikerin der LIN-
KEN, anlässlich der Protestakti-
on von Grundschülern 
aus Buttelstedt (Wei-
marer Land) am 4. Juli 
vor dem Landtag kri-
tisiert. „Es ist pädago-
gisch verantwortungs-
los, dass eine offenbar 
sehr erfolgreiche junge 
Lehrerin nach zwei Jah-
ren gehen muss, weil 
ihre Befristung nicht 

Die Ablehnung des von der 
Fraktion DIE LINKE beantrag-
ten Diätenmoratoriums durch 
CDU und SPD am 3. Juli im 
Landtag bewertete Fraktions-
vorsitzender Dieter Hausold 
als „völlig instinktlos“. „Wäh-
rend die Lebenssituation für 
große Teile der Bevölkerung 
in Thüringen durch sinken-
de Realeinkommen und stei-
gende Preise immer prekärer 
wird, verweigern CDU und 
SPD ein politisches Signal aus 
dem Landtag als eine Art Zei-
chen der Solidarität mit den 
Bürgern. Selbst wenn sie die 
weitergehenden Reformpo-
sitionen der LINKEN zum Ab-
geordnetenrecht nicht teilen, 
hätten sie wenigstens dem 
Aussetzen der Diätenanpas-
sung bis zum Ende der Legisla-
tur zustimmen können.“ 

Die Mitglieder der Fraktion DIE 
LINKE im Thüringer Landtag 
unterstützten mit aller Kraft 
den Endspurt des Volksbegeh-
rens für mehr direkte Demo-
kratie in den Thüringer Kom-
munen. Zwar ist DIE LINKE nur  
eine von 19 Parteien und Orga-
nisationen in Thüringen, die 
sich im Bündnis für Mehr De-
mokratie in Thüringen enga-
gieren, aber es ist wohl nicht 
vermessen, zu sagen, dass sie 

Diätenmoratorium von 
CDU und SPD abgelehnt 

zu den Aktivsten zählt. Diet-
er Hausold, Fraktionsvorsitzen-
der: „Der Ausbau der direkten 
Demokratie in den Thüringer 

Im Endspurt des Volksbegehrens für mehr kommunale Demokratie
Gemeinden, Städten und Land-
kreisen ist unverzichtbar, um 
das bürgerschaftliche Enga-
gement zu stärken. Nicht zu-
letzt angesichts der wachsen-
den Politikverdrossenheit ist es 
eminent wichtig, die direkten 
Gestaltungsmöglichkeiten der 
Menschen in ihren Kommu-
nen, z.B. bei Bauvorhaben oder 
bei Fragen der Gestaltung von 
Satzungen oder Abgaben, aus-
zuweiten.“

CDU-Landesregierung lässt junge Lehrer gen Westen ziehen
aufgehoben wird“, betonte die 
Abgeordnete und verwies da-
rauf, wie wichtig es gerade für 
Kinder im Grundschulalter ist, 
feste Bezugspersonen zu haben. 

„Die Landesregierung lässt die 
jungen Lehrer gen Westen zie-
hen, wohl wissend, dass Thürin-
gen sie schon in wenigen Jah-
ren händeringend suchen wird“, 
sagte Frau Reimann. Sie be-
zeichnete die Ankündigung des 
Kultusministeriums, in diesem 
Jahr 35, wieder befristete, Neu-
einstellungen vorzunehmen – 
darunter 15 Lehramtsanwärter 
– als „blanke Schaufensterpoli-
tik“, die sich bitter rächen wer-
de, und forderte einen erkenn-
baren Einstellungskorridor mit 
wirklichen Perspektiven.

Wasser / Abwasser:
Neue Belastungen?
Keinerlei Fortschritt bei der 
Straffung der Strukturen von 
Wasserzweckverbänden in Thü-
ringen sieht Christoph Matschie.  
Der SPD- Fraktionsvorsitzende 
wirft der Thüringer Landesre-
gierung Versagen auf ganzer Li-
nie vor. „Wie so oft hat Minister-
präsident Althaus viel verspro-
chen und wenig gehalten. Von 
wirtschaftlichen Strukturen in 
Thüringens Wasser-/Abwasser-
bereich kann keine Rede sein. 
Und das Mitspracherecht der 
Gebühren- und Beitragszahler 
bei Verbandsentscheidungen 
ist in vielen Fällen Fehlanzei-
ge“, kritisiert Matschie. Von 
thüringenweit 70 befragten 
Verbänden hatten lediglich 11 
Verbraucherbeiräte gegrün-
det. Mit dem neuen Thüringer 
Wassergesetz drohten den Ver-
bänden und damit den Gebüh-
ren- und Beitragszahlern wo-
möglich neue Belastungen. 

gestellt werden. Es wurde im 
Dezember 2006 in Betrieb ge-
nommen. Insgesamt beschäf-
tigt Ersol über 1000 Mitar-

beiter an fünf Standorten 
in und um Erfurt - bis 2010 
will das 1997 gegründete Un-
ternehmen, das auch an der 
Börse notiert ist, 2000 Mit-
arbeiter beschäftigen. „Das  
ist eine Erfolgsgeschichte 
ohne Ende“, so Tiefensee an-
gesichts dieser Fakten. We-
gen des sich abzeichnenden 
Fachkräftemangels, der sich 
auch auf die Entwicklung 
von ersol  auswirken wird, er-
neuerte Christoph Mat schie 
seine Forderung nach einem 
Fachkräfte-Monitoring. 
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Hinweise zur Bestellung 
des Landtagskuriers

Der Landtagskurier erscheint 
monatlich in Form eines News-
letters. 

Der Bezug ist kostenfrei so-
wohl über den Postweg als 
auch über E-Mail möglich. 

Wenn Sie den Landtagskurier 
bestellen möchten, schreiben 
Sie uns eine E-Mail an:

Pressestelle@Landtag.Thueringen.de 
 
Tel.:       0361  37 72006
Fax:       0361  37 72004

Der Datenschutz-
beauftragte

Die Beauftragte für 
die Stasiunterlagen

Das Fernseh-Magazin „Re-
port aus München“ erregte 
am 23.06.2008 die Aufmerk-
samkeit der Datenschüt-
zer: In mehreren Gemeinden 
Deutschlands waren die Ein-
wohnermeldedaten sämt-
licher Bürger für Online-User 
abrufbar. Viele Einwohner-
meldeämter verwenden die 
Software „MESO“ und das da-
zugehörige Modul „OLME-
RA“ der Software-Firma HSH 
für Online-Melderegister-
Aus künfte. Bei der Installati-
on des Programms versäum-
ten es bundesweit 15 Melde-
ämter, das mitgelieferte und 
für alle Kunden gleiche In-
stallationspasswort in ein ei-
genes Passwort  abzuändern. 
Anfang 2008 veröffentlichte 
HSH aufgrund einer internen 
„Panne“ das Installations-
passwort auf seiner Firmen-
Homepage. Laut HSH war es 
daher seit März 2008 mög-
lich, mithilfe dieses Passworts 
auf die bei den Meldeämtern 
gespeicherten Daten zuzu-
greifen. In der Folge seien in 
zwei Gemeinden tatsächlich 
unberechtigte Zugriffe auf 
Einwohnerdaten erfolgt.
Der TLfD konnte in Thüringen 
eine Behörde ermitteln, die 
das Passwort nicht verändert 
hatte. Er ging der Frage nach, 
ob auch dort unberechtigt 
über das Internet auf Einwoh-
nerdaten zugegriffen worden 
war und konnte Entwarnung 
geben: Zu keinem Zeitpunkt 
waren Meldedaten über das 
Internetportal der Behörde 
abrufbar. Die Anwendung der 
Software befand sich noch in 
einem Testlauf, weil die An-
passung eines Payment-Ver-
fahrens für den teilweise ge-
bührenpflichtigen Datenab-
ruf noch nicht abgeschlossen 
war. Auf Anregung des TLfD 
hat das Thüringer Innenmi-
nisterium Hinweise an die 
Kommunen zur Überprüfung 
der Sicherheitseinstellungen 
veranlasst. 
Ob die Bürger eine Online-
Melderegisterauskunft zu ih-
ren Daten überhaupt zulas-
sen wollen, können sie selbst 
bestimmen: Sie haben die 
Möglichkeit, dem Abruf ihrer 
Daten über das Internet ge-
genüber der für sie zustän-
digen Meldebehörde zu wi-
dersprechen (§ 31 Absatz 3 
Satz 3 des Thüringer Melde-
gesetzes). 

Meldedatenpanne in Thü-
ringen ?

Die Bürgerbeauftragte

Auch am diesjährigen „Tag 
der offenen Tür im Thüringer 
Landtag“ am 14.06.2008 war 
die Dienststelle der Bürgerbe-
auftragten mit vertreten.

Zahlreiche Besucher nutzten 
die Gelegenheit und kamen 
mit der Bürgerbeauftragten 
ins Gespräch. 

Neben allgemeinen Fragen 
zum Aufgabenfeld, Zustän-
digkeitsbereich etc. wurden 
auch konkrete Anliegen vor-
getragen und Termine zu Bür-
gersprechstunden vereinbart. 

Reges Interesse bestand auch 
am vielseitigen Informations-
material, nicht nur die Dienst-
stelle der Bürgerbeauftragten 
betreffend.

Bei den vorgetragenen Bür-
geranliegen, die zeitnah ab-
schließend bearbeitet wer-
den,  geht es u. a. um Themen-
bereiche wie Rechtspflege, 
Erbscheinverfahren, Schulen, 
Rehabilitierung und Immis-
sionsschutz. 

Wegen der guten Bilanz des 
„Tages der offenen Tür“ für 
die Öffentlichkeitsarbeit der 
Dienststelle ist auch in den 
Folgejahren die Teilnahme der 
Dienststelle der Bürgerbeauf-
tragten vorgesehen.

Im Jahr 2008 wurden bis zum 
30.06.2008 insgesamt 463 
Anfragen und Anliegen an die 
Bürgerbeauftragte herange-
tragen. 

Neben den zahlreichen Bür-
gersprechstunden in der 
Dienststelle in Erfurt und in 
den Landkreisen, kreisfreien 
Städten und Stadtverwal-
tungen hat die Bürgerbeauf-
tragte bis zum 30.06.2008 
insgesamt 20 Ortstermine zu 
vorliegenden Bürgeranliegen 
durchgeführt.

Reges Interesse an der Ar-
beit der Bürgerbeauftragten

Silvia Liebaug und Silvia Mönch 
am Stand der Bürgerbeauftragten 

Unter dem Thema „Licht und 
Horizonte“ wurde auch dieses 
Jahr eine Sommerausstellungs-
zeit in dem leerstehenden Ge-
fängnis am Domplatz vorbe-
reitet, das bis Mitte Septem-
ber kostenfrei offen steht. Im 
Erdgeschoß sind Modelle von 
Architekturstudenten für eine 
Gedenkstätte zu sehen, Arbei-
ten des Weimarer Fotografen 
Claus Bach und DDR-Bilder des 
Malers Eckehard Post. Jeder Er-
furter kann außerdem abends 
die Lichtinstallation im ehema-
ligen Vernehmertrakt von der 
Straße her sehen. Das wech-
selnde kühle Blaulicht an Fen-
stern und Fassade macht auf 
die Geschichte des Hauses auf-
merksam. Da die Ausstellungs-
macher diesen Sommer be-
reits mit Bauarbeiten gerech-
net hatten, war diese Instal-
lation langfristig geplant und 
durch einen Workshop Cobur-
ger De signstudenten vorberei-
tet worden. Es gibt wie in den 
Vorjahren das Angebot zur Be-
sichtigung der originalen MfS-
Haft, zum Hören von eindrück-
lichen Zeitzeugeninterviews, 
zur Teilnahme an Besucher-
führungen und zum Nachle-
sen der Fachliteratur. 

Vorträge gibt es zu den folgenden 
Themen:
- 13. August zum SED-Justizun-

recht (Hans-Jürgen Grasemann)
- 22. August zu den Erfurter An-

gerprotesten vom 22. August 
1968 (Andrea Herz)

- 6. September zur DDR-Punkbe-
wegung und deren Verfolgung 
(Frank Willmann u.a.)

Am Tag des offenen Denkmals, 
dem 14. September, wird es ein 
ganztägiges Programm geben, 
bevor die Pforten des Gebäudes 
wieder bis auf weiteres geschlos-
sen werden.

Seit 27. Juni wieder geöffnet: 
Stasi-Haft Andreasstraße

Zu den ersten Besuchern gehörte am 
1. Juli 2008 Ministerpräsident Althaus. 

Ausstellung noch bis 14. 09.2008
Do – So 14.00 bis 19.30 Uhr
Do 17.30 Uhr Führungen (TLStU)
Besuchergruppen auch außer-
halb der Öffnungszeit: 
Anfrage unter 0361 37 71951


